
Gemeindeverwaltung Schuld/Ahr 

 

Protokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung am 02.03.2026 um 18:30 

Uhr in den Malteser-Containern, Gartenstraße 
 

anwesend: 

Ortsbürgermeister Helmut Lussi als Vorsitzender 

 

die Ratsmitglieder: 

Dr. Friederike Maaßen, Katharina Kläsgen, Angela Hupperich, Dagmar Hoffmann, David 

Kläsgen, Björn Hupperich, Hans-Peter Diel, Helmut Nagelschmidt, Dirk Zalfen, Aaron 

Michels, Johannes Hoffmann 

 

entschuldigt fehlten:  

Niklas Michels 

 

die Gäste: 

Siegbert Justen (VG Adenau), Leonhard Kügler (Fischer Teamplam Ingenieurbüro), Jens Funke 

(Schüßler-Plan) 

 

Um 18:33 Uhr eröffnet der Vorsitzende die öffentliche Sitzung, zu der form- und fristgerecht 

eingeladen worden war. Er stellt die Beschlussfähigkeit fest und begrüßt die anwesenden 

Ratsmitglieder sowie ca. 10 Bürger und Bürgerinnen. 

 

TOP 1 

Unterzeichnung des Protokolls der letzten öffentlichen Sitzung 

 

Die Unterzeichnung des Protokolls der letzten öffentlichen Sitzung wurde schon in der letzten 

nicht-öffentlichen Sitzung ohne Beanstandungen vorgenommen. 

 

TOP 2 

Beratung und Beschlussfassung über die Standortbestimmung der Stefansbrücke 

 

Leonhard Kügler von Fischer Teamplan stellt seine Ergebnisse zur hydraulischen 

Standortanalyse des Neubaus der Stefansbrücke vor.  

 

Die Fuß-Radwegebrücke ist durch die Flutkatastrophe 2021 zerstört worden. Ihre 

Neuerrichtung soll die Hochwassersituation verbessern und zu keinem Rückstau von 

Hochwasser in der Dorfmitte führen. Vier verschiedene mögliche Standorte sind in einem 

hydraulischen Modell (2D-Hydraulik), das den Ist-Zustand auf Datengrundlage des DGMI 

(2023), der Gewässervermessung (2025), den Abflussdaten des Hochwassers 2021 sowie der 

geplanten Geländemodellierung Bubenley mit dem Planzustand der Brücke vergleicht, 

untersucht worden. Zwei Standorte (ahraufwärts in Mitte der Ahrstraße sowie ahrabwärts 

oberhalb der Schwarzkaul) sind schnell verworfen worden. Zwei Standorte „Standort 2: Alter 

Standort“ und „Standort 3: Wiese gegenüber Ende Ahrstraße“ sind detailliert miteinander 

verglichen worden. 



Das hydraulische Modell simuliert die Wasserspiegellagen bei einem HQextrem (664 m³/s 

Abfluss) und bei einem HQ100 (366 m³/s Abfluss) bei Existenz einer Stefansbrücke mit einer 

Höhe der HQ100-Linie plus 1 m Freibord an den zwei Standorten. Die Höhenlage der Brücke 

(mind. HQ100-Linie plus 1 m Freibord) ist eine Vorgabe der SGD Nord, um eine 

wasserrechtliche Genehmigung zu erhalten. Um sicher zu gehen, dass die Berechnungen des 

hydraulischen Modells stimmen, wurde es mit dem Modell des Ingenieurbüros Fichtner, das 

ein Modell im Auftrag der Kreisverwaltung Ahrweiler erstellt hat, verglichen. 

 

Für den Vergleich der beiden Standorte wurde eine 50 m lange Balkenbrücke mit zwei 

Brückenfeldern auf zwei Pfeilern als Ahr-Überquerung eingeplant.  

 

An „Standort 2 – Alter Standort“ weist die Brücke zwei Pfeiler auf. Der Brückenaufbau 

beginnt ab dem Freibord von 1 m mit 1 m Überbau sowie einem Geländer von 1,3 m Höhe. Die 

Fahrbahn muss nach den Vorgaben des LBMs 3 m breit sein. Da die Brückenrampen aufgrund 

der Barrierefreiheit eine maximale Neigung von 6 % einhalten müssen, sind auf beiden Seiten 

lange Rampenkonstruktionen notwendig. Auf der „Ahrstraßen“-Seite führt eine 30-40 m lange 

Rampe parallel zur Ahrstraße über die Böschung, die auf einer Mauer (ca. 1,20 m ab 

Straßenniveau) aufgeständert werden müsste. Auf der anderen Uferseite wäre auch eine 

komplexe Rampenanlage parallel zum Wirtschaftsweg über private Fläche notwendig. Die 

Rampenanlagen wären kostenintensiv, hätten hydraulisch gesehen aber keine negative 

Auswirkung auf ein Hochwasserszenario. Generell würde durch die modellierte Brücke kein 

Rückstau bei einem HQ100 ausgelöst werden. Die Auswirkung auf ein Hochwasserszenario nach 

dem HQ100 wäre minimal, bei einem HQextrem würde sich allerdings eine Auswirkung von 5-25 

cm Wasserspiegelerhöhung auf die Bebauung zeigen. 

 

Im Modell ist auch berechnet worden, ob eine Brücke mit einem Freibord von 0,5 m über der 

HQ100-Linie wasserrechtlich genehmigungsfähig wäre. Das Modell zeigt, dass bei einem HQ100 

ein Rückstau und eine veränderte Wasserspiegellage im Dorfkern von plus 10-25 cm, bei einem 

HQextrem sogar von plus 40 cm bis 1,20 m entstehen würde. Dies würde die Hochwasserlage im 

Ort verschärfen und wäre vrs. nicht genehmigungsfähig. 

 

An „Standort 3 – Wiese“ weist die Brücke zwei Pfeiler auf. Der Brückenaufbau beginnt ab 

dem Freibord von 1 m mit 1 m Überbau sowie einem Geländer von 1,3 m Höhe. Da die 

Ahrstraße höher als die andere Uferseite liegt, wäre auf der „Ahrstraßen“-Seite keine Rampen-

anlage nötig. Die Brücke könnte bündig angeschlossen werden. Sie würde dann über eine 

Wiesenfläche führen und mit einer Rampenanlage zur asphaltierten Fläche am Trafoturm 

abschließen. Die landwirtschaftlich genutzte Wiesenfläche könnte weiterhin genutzt werden, 

da die mittleren Pfeiler ca. 4 m hoch sind. Generell würde durch die modellierte Brücke kein 

Rückstau bei einem HQ100 ausgelöst werden. Die Auswirkung auf ein Hochwasserszenario 

HQ100 wäre minimal, bei einem HQextrem würde hingegen eine Auswirkung von bis zu 25 cm 

Wasserspiegelerhöhung an der Ahrstraße entstehen. Die Brücke über private Flächen führen, 

deren Verfügbarkeit fraglich ist. 

 

Leonhard Kügler erklärt abschließend, dass beide Standorte kostenmäßig und in ihren 

hydraulischen Auswirkungen auf ein Hochwasserszenario vergleichbar sind. Beide Standorte 

sind aus hydraulischer Sicht denkbar. 

 

Der Gemeinderat bedankt sich für die Präsentation. In der Fragerunde wird klar, dass die 

Standortanalyse den Standort allein aus hydraulischer Sicht untersucht hat. Andere 

Brückenvarianten als die Balkenbrücke wie eine Fachwerkbrücke oder eine Trogbrücke sind 

nicht betrachtet worden und müssten bei der konkreten Brückenplanung miteinbezogen werden. 



Eine geologische Baugrunduntersuchung ist nicht durchgeführt worden. Die Brücke ist 

blockhaft ins Modell gesetzt worden, ohne archetektonische Betrachtungen. Diese 

baufachlichen Punkte werden erst nach einer Ausschreibung und Auftragsvergabe an ein 

Planungsbüro geklärt werden. 

 

Der Gemeinderat stellt fest, dass beide Brückenstandorte ihre Vor- und Nachteile haben. Beim 

alten Standort würde die Brücke durch die Rampenanlagen auf beiden Seiten ein massives 

Bauwerk werden. Beim Standort „Wiese“ müsste zunächst geklärt werden, ob die benötigten 

Flächen erworben werden können. Darüber hinaus ist ein Vor-Ort-Termin zur Visualisierung 

der verschiedenen Varianten zwingend erforderlich. Der Gemeinderat wird mit den 

Eigentümern der Flächen sprechen und einen Vor-Ort-Termin mit Fischer Teamplan 

vereinbaren, um sich die Höhenangaben im Gelände vor Ort mit einem Vermesser anzusehen. 

 

Die Beschlussfassung zum Standort wird vertragt. 

 

TOP 3 

Beratung und Beschlussfassung über die Wiederherstellung der Bubenleyfläche 

 

Julia Sieberling von der Kreisverwaltung Ahrweiler muss die Präsentation der hydraulischen 

Untersuchung zur Vorlandabtragung der Bubenleyfläche krankheitsbedingt absagen. Die 

Kreisverwaltung Ahrweiler will im Zuge der Gewässerwiederherstellungsmaßnahmen die 

Bubenleyfläche abtragen, damit die Ahr mehr Raum hat und sich die Wasserspiegellage im Ort 

bei einem Hochwasserereignis signifikant verringert. Vorgeschlagen wurde bisher eine 

Vorlandabtragung der gesamten Bubenleyfläche um 1,5 m sowie eine Vorlandabtragung einer 

Fläche von 30 m von der Ahr bis zur Böschungsoberkante um 1,5 m. Da die Ortsgemeinde 

einen Teil der Bubenleyfläche städteplanerisch für Dorffeste, Veranstaltungen und Parkflächen 

braucht, hat sie durch das Ingenieurbüro Fischer Teamplan eine Vorlandabtragung einer Fläche 

von 20 m von der Ahr bis zur Böschungsoberkante um 1,5 m konzipieren lassen und 

vorgeschlagen, die verschiedenen Varianten hydraulisch zu analysieren, um eine optimale 

Lösung für den Hochwasserschutz des Dorfes sowie Nutzflächen für Dorffeste zu erzielen. 

 

Die Fichtner Water & Transportation GmbH hat im Auftrag der Kreisverwaltung die 

verschiedenen Varianten untersucht. Der Unterschied zwischen einer vollen Abtragung der 

ganzen Fläche (Varianten 1) und einer Fläche von 20 m ab Ahrufer (Variante 3) beträgt bei 

einem HQ100 3 cm in der Ahrstraße und 8 cm im unteren Teil der Bubenleyfläche. Der 

Unterschied zwischen einer Abtragung von 30 m ab Ahrufer (Variante 2) und einer Abtragung 

von 20 m ab Ahrufer (Variante 3) beträgt 2-3 cm. Die von der Ortsgemeinde favorisierte 

Variante erzielt einen Retentionsraumgewinn von ca. 4.500 m³ in Summe. Die Wasserspiegel-

lage verbessert sich laut Modell im Ortskern im Vergleich zum jetzigen Ist-Zustand um 40 – 70 

cm. Der Ortsgemeinde würde noch eine Fläche von ca. 40 m Breite auf der Bubenleyfläche für 

Feste/Parkflächen zur Verfügung stehen. 

 

Die Kreisverwaltung Ahrweiler hat die Wünsche der Ortsgemeinde übernommen und würde 

die Bubenleyfläche anhand der Abtragungslinie von 20 m wiederherstellen. Bei positiver 

Beschlussfassung möchte die Kreisverwaltung das Vorhaben schnellstmöglich umsetzen. 

Vorarbeiten in Hinblick auf Kampfmittelsondierung und Geotechnik sind schon erledigt. 

 

Beschlussfassung: 

 

Der Ortsgemeinderat beschließt, die Bubenleyfläche anhand der von Fischer Teamplan am 

06.11.2025 in ihrem Auftrag vorgeschlagenen Abtraglinie wiederherzustellen. 



Abstimmungsergebnis TOP 3:   12 Ja-Stimmen 

      0 Nein-Stimmen 

      0 Enthaltungen 

 

TOP 4 

Beratung und Beschlussfassung über die Auftragsvergabe, Vermessung Uferpark 

 

Der Ortsbürgermeister erörtert die Sachlage: Für die Neugestaltung des Uferparks muss das 

Bestandsgelände vermessen werden. 

Hierfür hat das Ingenieurbüro Fischer Teamplan GmbH, Koblenz ein Angebot in Höhe von 

5.685,23 € abgegeben. Das Angebot ist als wirtschaftlich und auskömmlich anzusehen. 

 

Beschlussfassung: 

 

Der Ortsgemeinderat Schuld beschließt, den Auftrag zur Vermessung des Uferparks an das 

Ingenieurbüro Fischer Teamplan GmbH, Koblenz zum Angebotspreis von brutto 5.685,23 € zu 

vergeben. 

 

Abstimmungsergebnis TOP 4:   12 Ja-Stimmen 

      0 Nein-Stimmen 

      0 Enthaltungen 

 

Zeitnah sollen die Vermessungen durchgeführt werden und als erste Maßnahme die Errichtung 

des Kleinspielfelds geplant werden. 

 

TOP 5 

Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Friedhofsgebührensatzung vom 

30.08.2013 

 

Der Ortsbürgermeister erklärt, dass in den letzten Jahren immer häufiger kein Verantwortlicher 

für Wahlgrabstätten nach der Mindestruhezeit ermittelt werden konnte. Die Ortsgemeinde 

musste die Grabstätten dann auf ihre Kosten abräumen lassen. Diese Kosten belasten den 

Gemeindehaushalt. Um diesen Kosten entgegenzuwirken, haben einige Gemeinden in der 

Verbandsgemeinde Adenau ihre Friedhofsgebührensatzung abgeändert und eine Pauschale für 

das Abräumen von Grabstätten erlassen. Die Pauschale beträgt 300 € für Einzelgräber, 500 € 

für Doppelgräber und 200 € für Urnengräber. Wiesenreihengrabstätten sind von dieser 

Regelung ausgenommen. Die Pauschalen sind aktuell und für die nächsten Jahre 

kostendeckend. Sie werden bei der Überlassung einer Reihen- oder Wahlgrabstätte, bzw. vor 

Verlängerung einer Wahlgrabstätte über den Friedhofsgebührenbescheid festgesetzt. Bei 

ordnungsgemäßer Räumung der Grabstätte durch den Verantwortlichen kann die Pauschale auf 

Antrag erlassen werden. 

 

Beschlussfassung: 

 

Der Ortsgemeinderat von Schuld beschließt nach eingehender Beratung die erste Änderung der 

bisherigen gültigen Friedhofssatzung und der Friedhofsgebührensatzung vom 30.08.2013 für 

den in der Ortsgemeinde Schuld liegenden Friedhof gemäß den beiliegenden Entwürfen. 

 

Abstimmungsergebnis TOP 5:  11 Ja-Stimmen 

      0 Nein-Stimmen 

      1 Enthaltungen 



1. Änderung der Friedhofssatzung vom 30.08.2013 für den Friedhof der Ortsgemeinde 

Schuld 

 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Schuld hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für 

Rheinland-Pfalz (GemO) in der derzeit geltenden Fassung sowie aufgrund der maßgeblichen 

Vorschriften des Bestattungsgesetzes Rheinland-Pfalz (BestG) in der derzeit geltenden Fassung 

folgende 1. Änderungssatzung der Friedhofsgebührensatzung beschlossen: 

 

§ 1 Allgemeines 

 

Die Anlage zu § 1 wird wie folgt geändert: 

 

Anlage zur Friedhofsgebührensatzung: 

 

IX. Grabräumungsgebühren 

 

Für die Grabstellen wird mit Inkrafttreten dieser Satzung seitens des Friedhofsträgers vor 

Überlassung einer Reihen- oder Wahlgrabstätte, bzw. vor Verlängerung einer Wahlgrabstätte, 

eine Pauschale für das etwaige spätere Abräumen der Gräber gemäß § 22 der Friedhofssatzung 

 

a) in Höhe von 300,00 € für Einzelgräber 

b) in Höhe von 500,00 € für Doppelgräber 

c) in Höhe von 200,00 € für Urnengräber 

erhoben. 

 

Ausgenommen von dieser Regelung sind die Wiesenreihengrabstätten. 

 

Wird die Grabstätte ordnungsgemäß abgeräumt, kann die Pauschale auf Antrag des 

Verpflichteten zurückerstattet werden. Die vorher genannte Abräumpauschale wird gemeinsam 

mit dem zu erlassenden Friedhofsgebührenbescheid festgesetzt. 

 

Sofern die tatsächlichen Kosten im Falle der späteren Grababräumung für den Friedhofsträger 

höher oder niedriger sein sollten als die unter v. g. Buchstaben a) bis c) erhobene 

Gebührenpauschale, so ist der Friedhofsträger berechtigt, diese tatsächlichen Kosten unter 

Anrechnung der vorgezahlten Abräumpauschale gegenüber dem Verpflichteten geltend zu 

machen oder dementsprechend zurückzuerstatten. 

 

1. Änderung der Friedhofssatzung vom 30.08.2013 für den Friedhof der 

Ortsgemeinde Schuld 

 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Schuld hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für 

Rheinland-Pfalz (GemO) in der derzeit geltenden Fassung sowie aufgrund der maßgeblichen 

Vorschriften des Bestattungsgesetzes Rheinland-Pfalz (BestG) in der derzeit geltenden Fassung 

folgende 1. Änderungssatzung der Friedhofssatzung beschlossen: 

 

§ 22 Entfernen von Grabmalen 

 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten, nach Ablauf der Nutzungszeit bei 

Wahlgrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 

Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten vom 

Verpflichteten oder seinem Beauftragten zu entfernen. Auf den Ablauf der Ruhezeit bzw. der 



Nutzungszeit wird der Verantwortliche durch schriftliche Mitteilung der Friedhofsverwaltung 

sowie durch öffentliche Bekanntmachung hingewiesen. Kommt der Verpflichtete dieser 

Aufforderung nicht nach oder ist kein Verantwortlicher mehr bekannt und in angemessener Frist 

nicht zu ermitteln, wird die Grabstätte auf Kosten des Verpflichteten durch den Friedhofsträger 

abgebaut. Für das eventuelle Abräumen der Grabstellen erhebt der Friedhofsträger bereits bei 

der Vergabe der Grabstätte, sowie bei der Verlängerung einer Grabstätte, eine Gebühr nach der 

in diesem Zeitpunkt geltenden Friedhofsgebührensatzung. Lässt der Verpflichtete das Grabmal 

und die sonstigen baulichen Anlagen nicht binnen drei Monaten abholen, geht es, bzw. gehen 

sie entschädigungslos in das Eigentum der Ortsgemeinde über, wenn dieses bei Erwerb des 

Nutzungsrechts oder bei der Genehmigung für die Errichtung des Grabmales oder sonstiger 

baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern Grabstätten vom Verpflichteten selbst 

abgeräumt werden, wird die Abräumgebühr nach ordnungsgemäßer Abräumung auf Antrag 

erstattet. 

 

TOP 6 

Beratung und Beschlussfassung über die Annahme einer Zuwendung gem.§ 94 Abs.3 

Gemo. 

 

Karl-Heinz Irnich hat der Ortsgemeinde wie jedes Jahr eine Spende von 1.000 € zukommen 

lassen. Der Ortsgemeinderat muss nun darüber entscheiden, ob er die Spende annehmen 

möchte. 

 

Beschlussfassung: 

 

Der Ortsgemeinderat beschließt, die Zuwendung in Höhe von 1.000 € anzunehmen. 

 

Abstimmungsergebnis TOP 6:   12 Ja-Stimmen 

      0 Nein-Stimmen 

      0 Enthaltungen 

 

TOP 7 

Beratung und Beschlussfassung über die Festlegung eines Termins zur Säuberungsaktion 

in Schuld (Z)Sauberhafter Kreis Ahrweiler 

 

Der AWB unterstützt dieses Jahr wieder vom 01.02. – 30.04.2026 die Aktion „(Z)Sauberhafter 

Kreis Ahrweiler“ durch die Gestellung eines Containers und eine kostenfreie Anlieferung der 

gesammelten Abfälle auf den Abfallentsorgungsanlagen. Letztes Jahr haben aufgrund eines 

unglücklichen Termins nur wenige Bürgerinnen und Bürger an dem Termin teilgenommen. Der 

Gemeinderat beschließt dennoch, die Aktion in dem genannten Zeitraum durchzuführen, da 

durch den „Dreck-weg-Tag“ das Dorf für Alle sauberer sowie lebenswerter wird und die 

Gemeinschaft gestärkt wird. 

 

Der „Dreck-weg-Tag“ wird am 18.04.2026 ab 9:30 Uhr stattfinden. Treffpunkt sind die 

Malteser-Container in der Gartenstraße. Für das leibliche Wohl wird gesorgt sein. Herzliche 

Einladung zur Teilnahme an alle Vereine sowie Bürgerinnen und Bürger. Die Einladung wird 

an alle Vereine verschickt sowie per WhatsApp in der Gruppe „Infos Gemeinde Schuld“ und 

den „Adenauer Nachrichten“ veröffentlicht werden. 

 

TOP 8 

Informationen der Verwaltung und Bürgerfragestunde 

 



▪ Zukunft Adenauer Nachrichten: 

 

Das Mitteilungsblatt „Adenauer Nachrichten“ wird ab dem 01.04.2026 nicht mehr direkt an 

alle Haushalte ausgeteilt. Stattdessen wird das Mitteilungsblatt an zentralen Auslagestellen 

in Boxen zur Mitnahme ausliegen. In Schuld werden die Auslagestellen vrs. an „Werner’s 

Nahkaufladen“ sowie der „Bushaltestelle am Wanderparadies“ sein. Diese Information 

wird per WhatsApp in der Gruppe „Infos Gemeinde Schuld“ und den „Adenauer 

Nachrichten“ veröffentlicht werden. 

 

Der Verbandsgemeinderat hat auf einer seiner letzten Sitzungen beschlossen, den Vertrag 

zum Austragen des Mitteilungsblattes mit dem Verlag Linus Wittich nach einer im Raum 

stehenden Kostenerhöhung nicht zu verlängern, um Finanzmittel einzusparen. Die Verträge 

mit den Austrägerinnen und Austrägern wurden zum 01.04.2026 vom Verlag Linus Wittich 

gekündigt. Die Ortsgemeinden können nun individuell entscheiden, ob sie die Adenauer 

Nachrichten weiterhin an jeden Haushalt austeilen lassen und Verträge mit den 

Austrägerinnen und Austrägern abschließen wollen. Die Personalkosten pro Jahr (für 

Schuld ca. 3.000 - 3.500 €) müssen von den Gemeinden getragen werden. Die Ortsgemeinde 

hat sich aus Kostengründen für die Auslegeboxen entschieden. 

 

▪ Wiederaufbau Domhofbrücke: 

 

Am 03.03.2026 findet vormittags im Rathaus Adenau ein Termin zwischen der Firma SW-

Construct, dem Ingenieurbüro Sahm, Vertreterinnen und Vertretern der Ortsgemeinde 

Schuld und Verbandsgemeindeverwaltung Adenau sowie Juristen statt. Ziel ist es, eine 

konstruktive Lösung der verfahrenen Situation zu entwickeln und einen Baustopp sowie 

juristische Eskalation zu verhindern. 

 

▪ Wiederaufbau Dorfgemeinschaftshaus (DGH) & Haus Schäfer: 

 

Am 03.03.2026 findet nachmittags im Rathaus Adenau ein Termin zwischen Vertreterinnen 

und Vertretern der Ortsgemeinde Schuld, der Verbandsgemeindeverwaltung Adenau, des 

Projektsteurers Schüßler-Plan, des Planungsbüros BERDI sowie der Fördergeber ISB und 

ADD über die Förderung des Dorfgemeinschaftshauses und des Haus Schäfer statt. Hier 

soll geklärt werden, ob die Fördergeber einen Abriss + Neubau des Hauses Schäfer fördern 

werden und wie die Aufteilung der prozentualen Förderquoten aussieht. 

 

▪ Westnetz „Aktiv vor Ort“: 

 

Lukas Ulmer informiert als Mitarbeiter von Westnetz über das gesellschaftliche Projekt 

„Aktiv vor Ort“. Mit diesem Projekt unterstützt Westnetz das ehrenamtliche Engagement 

ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrer Gemeinde mit 2.000 € pro Jahr. Für das 

Projekt muss drei Monate vor Beginn ein Antrag gestellt werden. Das Projekt muss in 

Eigenleistung umgesetzt werden. Projektideen bitte an Lukas Ulmer weiterleiten. 

 

Die Sitzung endet um 20:45 Uhr.  

 

 

 

________________________________                         _______________________________                                 

               Helmut Lussi                                                                          Katharina Kläsgen 

               (Vorsitzender)                                                             (2. Beigeordnete/Protokollantin) 


